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Oktober 2022 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

Bundesfinanzminister Christian Lindner hat die Eck-

punkte für ein Inflationsausgleichsgesetz vorgestellt, 

das noch in diesem Jahr in das Gesetzgebungsverfah-

ren eingebracht werden soll. Wir stellen Ihnen die ge-

planten gesetzlichen Änderungen vor. Zudem zeigen 

wir, dass bei der Haftungsinanspruchnahme eines 

GmbH-Geschäftsführers für Lohnsteuer, die auf sei-

nen eigenen Arbeitslohn entfällt, kein Werbungskos-

tenabzugsverbot besteht. Der Steuertipp befasst sich 

vor dem Hintergrund der Kindergeldgewährung mit 

der Abgrenzung einer einheitlichen Erstausbildung von 

einer berufsbegleitenden Zweitausbildung. 

 

GESETZGEBUNG  

Inflationsausgleichsgesetz sieht  Entlastungen 

teils schon für 2022 vor 

 

Das Bundesfinanzministerium hat die Eckpunkte für 

ein Inflationsausgleichsgesetz vorgestellt. Es sieht vor, 

die Steuerlast an die Inflation anzupassen, um so 

Mehrbelastungen zu vermeiden. Zudem sollen Fami-

lien gezielt steuerlich unterstützt werden. Von den 

Verbesserungen profitieren rund 48 Mio. Arbeitneh-

mer, Rentner, Selbständige sowie Unternehmer. Aus-

genommen sind hohe Einkommen, für die der „Rei-

chensteuersatz“ von 45 % greift. Im Einzelnen ist Fol-

gendes geplant: 

 Für 2023 soll der Grundfreibetrag auf 10.632 € 

und für 2024 auf 10.932 € angehoben werden. Mit 

der „Rechtsverschiebung“ der übrigen Tarifeckwer-

te soll der Effekt der kalten Progression ausgegli-

chen werden. 

 Der steuerliche Kinderfreibetrag soll für 2022 

rückwirkend von 2.730 € auf 2.810 € angehoben 

werden. Weitere Anhebungen sind für 2023 von 

2.810 € auf 2.880 € und für 2024 von 2.880 € auf 

2.994 € geplant. 

 Das Kindergeld für das erste und das zweite Kind 

soll 2023 um jeweils 8 € und für das dritte Kind um 

2 € monatlich angehoben werden. 2024 soll eine 

weitere Erhöhung für das erste, zweite und dritte 

Kind um jeweils 6 € monatlich folgen, so dass das 

Kindergeld dann monatlich für das erste, zweite 

und dritte Kind einheitlich je 233 € betragen soll 

(für das vierte und jedes weitere Kind weiterhin je-

weils 250 €). Die Erhöhung des Kindergeldes gilt 

auch für einkommensschwache Familien, die keine 

Einkommensteuer zahlen. 

 Der Höchstbetrag für den steuerlichen Abzug von 

Unterhaltsleistungen, dessen Höhe an die des 

Grundfreibetrags angelehnt ist, soll ebenfalls an-

gehoben und rückwirkend ab 2022 auf 10.347 € 

(2023 auf 10.632 € und 2024 auf 10.932 €) ange-

passt werden. 
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GESCHÄFTSFÜHRERHAFTUNG  

Werbungskostenabzug für Lohnsteuer auf eigenen 

Arbeitslohn 

 

Aufwendungen eines angestellten Geschäftsführers 

zur Tilgung von Haftungsschulden sind als Wer-

bungskosten bei dessen Einkünften aus nichtselb-

ständiger Arbeit abziehbar. Nach einer neuen Ent-

scheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) gilt dies auch 

insoweit, als die Haftung auf von der arbeitgebenden 

GmbH nichtabgeführter Lohnsteuer beruht, die auf den 

Arbeitslohn des Geschäftsführers selbst entfällt. 

Die Steuern vom Einkommen und sonstige Personen-

steuern sowie die auf diese Steuern entfallenden Ne-

benleistungen dürfen zwar weder bei den einzelnen 

Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte 

abgezogen werden. Dieses Abzugsverbot greift aber 

laut BFH nicht, wenn die Haftung des Geschäftsfüh-

rers auf von der vertretenen Gesellschaft einbehalte-

nen, aber nichtabgeführten eigenen Lohnsteuern des 

Geschäftsführers beruht. Die überzeugende Begrün-

dung des BFH: Aus Sicht des Geschäftsführers han-

delte es sich bei der Entrichtungsschuld der GmbH um 

eine fremde Steuerschuld, für deren Entrichtung er 

aus den von ihm als Geschäftsführer verwalteten Mit-

teln der GmbH zu sorgen hatte. Er hatte mit der Haf-

tungsschuld nicht dieselbe Abgabe wie die Lohnsteuer 

zu entrichten, sondern vielmehr im Wege der Haftung 

eine fremde Schuld - nämlich die Lohnsteuer-

Entrichtungsschuld der GmbH - zu zahlen. 

 

STEUERKLASSE II  

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende auch bei 

Flüchtlingsaufnahme 

 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende beträgt für 

das erste Kind 4.008 € jährlich. Für das zweite sowie 

weitere Kinder wird ein Erhöhungsbetrag von jeweils 

240 € jährlich gewährt. Für jeden vollen Kalendermo-

nat, in dem die gesetzlichen Voraussetzungen nicht 

erfüllt sind, verringern sich diese Beträge um jeweils 

ein Zwölftel. Im Lohnsteuerabzugsverfahren erhalten 

Arbeitnehmer die Vergünstigung über die Steuerklasse 

II. 

Alleinstehend sind Personen, die nicht die Vor-

aussetzungen des für Ehegatten geltenden Splitting-

verfahrens erfüllen oder verwitwet sind und keine 

Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen 

Person in einer gemeinsamen Wohnung bilden. Eine 

solche Haushaltsgemeinschaft ist unschädlich, wenn 

Alleinstehende für die haushaltszugehörige volljährige 

Person ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zusteht. 

Die Aufnahme und Unterbringung von volljährigen 

Flüchtlingen aus der Ukraine durch Alleinstehende 

in deren Haushalt führt im Jahr 2022 nicht zu einer 

steuerschädlichen Haushaltsgemeinschaft und daher 

auch nicht zum Verlust der Steuerklasse II. Dies hat 

die Finanzverwaltung aus Billigkeitsgründen entschie-

den. Alleinerziehenden Flüchtlingen aus der Ukraine, 

die in einem Haushalt in Deutschland untergebracht 

werden, wird hingegen der Entlastungsbetrag nicht 

gewährt, wenn sie mit der aufnehmenden Person eine 

Haushaltsgemeinschaft bilden. 

 

SACHBEZÜGE  

Überlassung von Wohnwagen und Wohncontai-

nern 

 

Nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung 

(SvEV) ermittelte Werte für die dort genannten Sach-

bezüge sind nach den gesetzlichen Vorgaben auch für 

die Lohnbesteuerung maßgebend. Das gilt auch für 

Arbeitnehmer, die nicht der gesetzlichen Rentenversi-

cherungspflicht unterliegen (vgl. hierzu Ausgabe 

09/22). 

Für 2022 wurde der Wert einer als Sachbezug zur Ver-

fügung gestellten Unterkunft mit monatlich 241 € 

festgesetzt. Dieser Wert vermindert sich bei einer Be-

legung der Unterkunft mit mehreren Beschäftigten um 

bis zu 60 %. Ist der Ansatz dieser Werte im Einzelfall 

unbillig, lässt die SvEV den Ansatz des ortsüblichen 

Mietwerts zu. Ist dessen Feststellung im Einzelfall mit 

außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden, kann 

der Wert für 2022 stattdessen mit 4,23 € je qm monat-

lich bzw. bei einfacher Ausstattung (ohne Sammelhei-

zung oder ohne Bad oder Dusche) mit 3,46 € je qm 

monatlich bewertet werden. 

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Münster (FG) 

ging es um die Bewertung von Unterkünften, die Sai-

sonarbeitern zur Verfügung gestellt worden waren. 

Die sanitären Anlagen waren - auch bei schlechtem 

Wetter - nur über den Außenbereich zu erreichen und 

wurden von bis zu 130 Mitarbeitern genutzt. Zudem 

musste die Wäsche überwiegend im Außenbereich 

getrocknet werden. In diesem Fall liegt laut FG eine 

wesentliche Abweichung vom Durchschnittsstandard 

einer Unterkunft vor, die den Ansatz des ermäßigten 

Quadratmeterpreises rechtfertigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Mandanten-Information für das Personalbüro 10/22, Seite 3 

NACHZÜGLER  

Haftungsbescheid nach rechtskräftig beschlosse-

nem Insolvenzplan rechtens 

 

In einem „sperrigen“ Urteil, dem in der Praxis beachtli-

che Bedeutung zukommt, hat der Bundesfinanzhof 

(BFH) Folgendes klargestellt: 

Wird ein Insolvenzverfahren nach rechtskräftiger Be-

stätigung eines Insolvenzplans aufgehoben, kann das 

Finanzamt Lohnsteuer, die es nicht zur Insolvenztab-

elle angemeldet hat, als Nachzügler im Wege eines 

Haftungs- und Nachforderungsbescheids innerhalb der 

in der Insolvenzordnung vorgegebenen Frist festset-

zen. 

Dem Finanzamt ist kein Verschulden an der Nicht-

anmeldung von Steuer- und Haftungsansprüchen zur 

Insolvenztabelle anzulasten, wenn es die Kenntnis 

vom Bestehen der Ansprüche erst nach rechtskräftiger 

Bestätigung des Insolvenzplans infolge einer Lohn-

steuer-Außenprüfung erlangt. Die (teilweise) Befreiung 

des Insolvenzschuldners von seinen Verbindlichkeiten 

durch den Insolvenzplan berührt nach Ansicht des 

BFH nur die Durchsetzbarkeit von Ansprüchen aus 

dem Steuerschuldverhältnis. Deshalb ist das Finanz-

amt bei deren Festsetzung nicht auf die Insolvenzquo-

te beschränkt. 

 

NETTOLOHNVEREINBARUNG  

Bruttolohn ist bei Kindergeldzahlung an den Ar-

beitgeber zu mindern 

 

Maßgeblich für den Lohnsteuereinbehalt vom laufen-

den Arbeitslohn bei einer Nettolohnvereinbarung ist 

der Arbeitslohn, der vermindert um die übernommenen 

Lohnabzüge den arbeitsvertraglich vereinbarten Net-

tobetrag ergibt. Die Ausgangsgröße des Lohnsteuer-

abzugs ist auch im Fall der Nettolohnabrede ein Brut-

tobetrag. Für einen Einkommensteuererstattungsan-

spruch, den der Arbeitnehmer im Rahmen einer Netto-

lohnvereinbarung an seinen Arbeitgeber abgetreten 

hat, gilt daher Folgendes: Dieser Anspruch ist im 

Rahmen des Lohnsteuereinbehalts nur durch einen 

Abzug vom laufenden (Brutto-)Arbeitslohn und nicht 

etwa durch eine Verminderung des laufenden Netto-

lohns zu berücksichtigen. 

In gleicher Weise ist laut Finanzgericht Düsseldorf 

(FG) bei einer Nettolohnvereinbarung der Bruttoar-

beitslohn um das dem Arbeitnehmer zustehende Kin-

dergeld zu reduzieren, wenn dieser das Kindergeld 

vereinbarungsgemäß an seinen Arbeitgeber auszah-

len lässt. Das FG behandelt die Auszahlung des 

Kindergeldes an den Arbeitgeber wirtschaftlich ge-

nauso wie die Weiterleitung einer Steuererstattung an 

den Arbeitgeber als Lohnrückzahlung. 

 

Hinweis: Gegen diese Entscheidung, für die argumen-

tativ einiges spricht, wurde Revision eingelegt. Damit 

hat nunmehr der Bundesfinanzhof das letzte Wort. 

 

SONNTAGS-, FEIERTAGS- ODER NACHTARBEIT  

Bereitschaftsdienst als tatsächlich  

geleistete Arbeit 

 

Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Sonntags-, 

Feiertags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn ge-

zahlt werden, sind steuerfrei, soweit sie bestimmte 

Prozentsätze des Grundlohns nicht übersteigen. Nach 

Ansicht des Finanzgerichts Niedersachsen ist Bereit-

schaftsdienst als tatsächlich geleistete Arbeit zu wer-

ten. Das soll auch dann gelten, wenn die Bereit-

schaftsdienstzeit aufgrund der zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer getroffenen Regelungen nicht voll-

umfänglich als Arbeitszeit bewertet wird. 

Diese Sichtweise erscheint durchaus zutreffend und 

liegt auf einer Linie mit der Rechtsprechung des Bun-

desfinanzhofs (BFH). Dieser hatte im Bereich des Pro-

fisports entschieden, dass es für die steuerliche Beur-

teilung nicht darauf ankommt, ob sich die Arbeitszeit 

als individuell belastende Tätigkeit darstellt. Eine sol-

che verlange das Gesetz für die Steuerfreiheit der 

Zuschläge nicht. Erforderlich, aber auch ausreichend 

sei vielmehr, dass eine mit einem Grundlohn vergütete 

Tätigkeit zu den begünstigten Zeiten (sonntags, feier-

tags oder nachts) tatsächlich ausgeübt werde. Ob die 

zu diesen Zeiten verrichtete Tätigkeit den einzelnen 

Arbeitnehmer in besonderer Weise fordere oder ihm 

„leicht von der Hand“ gehe, sei nicht entscheidend. 

Hinweis: Aufgrund der vom Finanzamt eingelegten 

Revision hat das letzte Wort in dieser Sache nun der 

BFH. 

 

BETRIEBSVERANSTALTUNG  

Keine Lohnsteuerpauschalierung bei Feier nur für 

Führungskräfte 

 

Betriebsveranstaltungen sind Veranstaltungen auf be-

trieblicher Ebene, die gesellschaftlichen Charakter ha-

ben (z.B. Betriebsausflüge, Weihnachtsfeiern, Jubilä-

umsfeiern). Ob die Veranstaltung vom Arbeitgeber, 

Betriebsrat oder Personalrat durchgeführt wird, ist un-

erheblich. Soweit die Zuwendungen des Arbeitgebers 

für bis zu zwei solcher Veranstaltungen jährlich 110 € 

je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeit-

nehmer nicht übersteigen, gehören sie nicht zu den 

Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Das gilt aber 

nur, wenn die Teilnahme an der Betriebsveranstaltung 

allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebs-

teils offensteht. 
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Im Übrigen kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit 

einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben, soweit 

er steuerpflichtigen Arbeitslohn aus Anlass von Be-

triebsveranstaltungen zahlt. 

Eine nur Führungskräften eines Unternehmens vorbe-

haltene Abendveranstaltung ist jedoch laut Finanzge-

richt Köln mangels Offenheit des Teilnehmerkreises 

aus lohnsteuerlicher Sicht keine Betriebsveranstal-

tung. Damit scheide auch eine Pauschalierung der 

steuerpflichtigen Sachzuwendungen mit 25 % aus. 

Hinweis: Der betroffene Arbeitgeber hat gegen das 

Urteil Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH ist die 

Lohnsteuerpauschalierung bei Betriebs-

veranstaltungen mit 25 % nur anwendbar, wenn die 

Veranstaltung allen Betriebsangehörigen offensteht. 

Nun bleibt abzuwarten, ob er dies auch nach der ge-

setzlichen Definition des Begriffs der Betriebsveran-

staltung ab 2015 weiterhin so sieht. Falls der BFH an 

seiner bisherigen Rechtsprechung festhalten sollte, ist 

auf die Möglichkeit hinzuweisen, solche Veranstaltun-

gen pauschal mit 30 % zu besteuern. Somit kostet es 

schlimmstenfalls 5 % Pauschalsteuer mehr. 

Zu beachten ist allerdings, dass die 30%ige Pauscha-

lierung bis zum Erreichen der Beitragsbemessungs-

grenze zur Sozialversicherungspflicht führt. Das ist bei 

der Lohnsteuerpauschalierung bei Betriebsveranstal-

tungen mit 25 % nicht der Fall. 

 

STEUERTIPP  

Kein Kindergeld bei nebenberuflichem Studium 

des Kindes 

 

Ist ein auf die Ausbildung zur Diplom-Finanzwirtin fol-

gendes Jurastudium noch Teil einer einheitlichen 

Erstausbildung? Diese Frage hat der Bundesfinanz-

hof (BFH) in einem Streitfall beantwortet, in dem das 

Kind während seines Jurastudiums als Steuerinspek-

torin tätig war. 

Die Klägerin ist die Mutter einer 1999 geborenen Toch-

ter, die im August 2020 ein duales Studium zur Dip-

lom-Finanzwirtin erfolgreich abgeschlossen hatte. An-

schließend nahm die Tochter eine Tätigkeit im geho-

benen Dienst der Finanzverwaltung auf, die zunächst 

40 Wochenstunden und ab Dezember 2020 28 Wo-

chenstunden umfasste. Im Oktober 2020 begann die 

Tochter in den verbleibenden arbeitsfreien Zeiten ein 

Studium der Rechtswissenschaften. 

 

Die Familienkasse lehnte eine weitere Kindergeldzah-

lung ab September 2020 mit der Begründung ab, dass 

die Tochter ihre Erstausbildung bereits mit dem dualen 

Studium zur Diplom-Finanzwirtin abgeschlossen habe. 

Das Studium der Rechtswissenschaften sei eine 

Zweitausbildung. Die Tochter könne wegen ihrer - zu 

umfangreichen - Erwerbstätigkeit kindergeldrechtlich 

nicht mehr berücksichtigt werden. Das Finanzgericht 

(FG) bestätigte diese Sichtweise. 

Der BFH hat die dagegen gerichtete Revision als un-

begründet zurückgewiesen und ist der Vorinstanz ge-

folgt: Volljährige Kinder, die das 25. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben, werden nach Abschluss einer 

Erstausbildung während einer Zweitausbildung kinder-

geldrechtlich nur berücksichtigt, wenn sie keiner Er-

werbstätigkeit von mehr als 20 Wochenstunden 

nachgehen. Ob mehrere Ausbildungsabschnitte zu ei-

ner einheitlichen Erstausbildung zusammengefasst 

werden könnten oder es sich um eine Erst- und eine 

Zweitausbildung handle, hänge von mehreren Fakto-

ren ab. Zunächst setze eine einheitliche Erstausbil-

dung einen engen zeitlichen und sachlichen Zusam-

menhang zwischen den Ausbildungsabschnitten vo-

raus. Zudem müsse die Ausbildung im zweiten Ab-

schnitt noch die Haupttätigkeit des Kindes darstellen 

und dürfe nicht hinter die Erwerbstätigkeit zurücktre-

ten. 

Das FG hatte festgestellt, dass die Tochter bereits ein 

längerfristiges Beschäftigungsverhältnis aufgenommen 

hatte, für das der Ausbildungsberuf „Diplom-

Finanzwirtin“ Voraussetzung war. Sie hatte gleich viel 

Zeit in die Ausbildung und in die Erwerbstätigkeit in-

vestiert. Somit sprach die Gesamtbetrachtung im 

Streitfall für eine berufsbegleitend durchgeführte Wei-

terbildung (Zweitausbildung). Auf den Umfang der 

Erwerbstätigkeit, der über der Grenze von 20 Wo-

chenstunden lag, kam es daher nicht mehr an. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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